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St.Galler Regierung lehnt Kulturprozent ab
Die Regierung sagt,Martin Sailers Ansinnen sei nicht zielführend.

Armando Bianco

Die St.Galler Regierung bean-
tragt dem Kantonsrat Nicht-
eintreten auf eine Motion von
SP-Kantonsrat Martin Sailer
(Wildhaus-Alt St.Johann).Diese
trägt den Titel «Ein Kulturpro-
zent im ordentlichen Staats-
haushalt»und regt an,dassmin-
destens ein Prozent des Staats-
haushaltes für Kultur
ausgegeben wird (nicht enthal-
ten darin sind die Gelder des
Lotteriefonds für Kulturprojek-
te). Die Kantonsregierung
schreibt dazu, dass sie es nicht
zielführend findet, für einzelne
Aufgabenbereiche im Kantons-
haushalt Quoten für Mindest-
ausgaben festzulegen.

MartinSailer stellt in seinem
politischen Vorstoss fest, dass
der Kanton St.Gallen im Ver-

gleich zu anderen Kantonen
«ein relativ kleines Kulturbud-
get in Prozent des Gesamtauf-
wandes» hat. Der Kanton gebe
im ordentlichen Haushalt nicht
einmal ein halbes Prozent für
die Kultur aus, auch mit dem
Lotteriefonds sei es weniger als
einProzent. Fürdengeografisch
komplexen Kanton ist das aus
seiner Sicht zu wenig, der viel-
fältigen Kultur in den Städten
und auf dem Land werde das
nicht gerecht.

Es herrsche, so der SP-Kan-
tonsrat weiter, Nachholbedarf
bei der Verbesserung der Situa-
tion für Kulturschaffende. Als
Beispiele zählt er «prekäre
Arbeitsbedingungen, kaum So-
zialleistungen, tiefe Löhne/Ga-
gen»und«wenig Sozialleistun-
gen» auf. Aus seiner Sicht wäre
mehr Geld vorhanden für «vi-

sionäre kulturelle Grossprojek-
te,welcheüberdenKantonhin-
ausstrahlen».

DieRegierung ihrerseits be-
tont, eine Quote im Verhältnis
zum Gesamtaufwand führe
dazu, dass bei einemausgaben-
seitigwachsendenHaushalt die
Beiträge imBereichKultur auto-
matisch erhöht werden, was
nicht sachgerecht sei. Sie an-
erkenne jedoch das Bedürfnis
nach einer Anpassung der
Staatsbeiträge imKulturbereich,
nachdem diese in den letzten
Jahren nur punktuell erhöht
worden seien.

Im Rahmen der Aufgaben-
und Finanzplanung 2025 bis
2027plant siedeshalbeineBud-
geterhöhung gegenüber 2024
von 563 700 Franken, wovon
185 500FrankendurchdenLot-
teriefonds finanziert seien.

Kantonsrat Martin Sailer ist mit seiner Motion «Ein Kulturprozent im
ordentlichen Staatshaushalt» bei der St.Galler Regierung auf taube
Ohren gestossen. Bild: Benjamin Manser

Lernende tragen
Verantwortung
Bazenheid Ab Montag leiten
LernendevonAldi SuissedieFi-
liale in Bazenheid. Eine Woche
lang tragen sie die Verantwor-
tung für den reibungslosen Ab-
lauf indiesemGeschäft.Vonder
Warenbestellung über die Per-
sonalplanung bis hin zum Kas-
sendienst organisieren sie sämt-
liche Aufgaben eigenständig.

Die «Lernendenfilialen»
sind festerBestandteil derNach-
wuchsförderung desUnterneh-
mens. Sie dienen als Vorberei-
tung auf die Abschlussprüfung
und den anschliessenden Be-
rufsalltag.

In Vorbereitungskursen ha-
ben sie sichmit denverschiede-
nen Rollen und den damit ver-
bundenenAufgabenvertrautge-
machtsowiedieZuständigkeiten
untereinander selbstständig
aufgeteilt. Unterstützt werden
die Nachwuchskräfte von zwei
Projektleitenden. (pd)

Redaktionelle Stellungnahme zur Abstandsinitiative Wattwil

Windenergie ist nicht Aufgabe der Gemeinden
ImMai 2017 hat das Schweizer
Stimmvolk der Energiestrate-
gie 2050mit 58 Prozent zuge-
stimmt – und damit auch dem
Atomausstieg und derWind-
kraftproduktion. Die Ressour-
ceWind ist also künftig zu
nutzen – auch imToggenburg.
Doch nun, da sich die Politik
daranmacht, die Umsetzung
der Strategie voranzutreiben,
regt sichWiderstand.

ImKanton St.Gallenwurden
17 Standorte fürWindparks
eruiert. Einer davon liegt im
Gebiet Älpli oberhalb von
Krinau in derGemeindeWatt-
wil. Im aktuellen Richtplan
sind dreiWindräder auf dem
Älpli vorgesehen. EinGutach-
ten des Raumplanungsunter-
nehmensGeoregio AG vom
November 2022 kommt zum
Schluss, dass bis zu sechs
Windenergieanlagenmöglich
wären und das jährliche Pro-
duktionspotenzial dann bei
über 20Gigawattstunden läge.
Damit ist dasGebiet von
nationalem Interesse.

Auch in Krinau blieb derWi-
derstand gegen denWindpark
nicht aus. Sofort, als im Früh-
jahr 2018 erstmals die Pläne
auf demÄlpli präsentiert
wurden, hatte sich einGegen-
lager formiert. Ein Jahr später
erhielt dieses einGesicht, in
Formdes Vereins Älpli Gegen-
wind. Seit dessenGründung
wehrt er sich gegen denWind-
park auf demÄlpli.Mal lauter,
mal weniger laut.

Dieser Tage sind die Zwischen-
rufe aus Krinau aber nicht zu
überhören. In kürzester Zeit
hat Älpli Gegenwind die erfor-
derlichenUnterschriften für
eine Initiative auf Gemeinde-
ebene gesammelt. In einer
Woche nun stimmt dieWattwi-
ler Bevölkerung über einen
Eintrag im kommunalen
Baurecht ab, wonachWindrä-
der 700Meter Abstand zu

Wohnhäusern und Schutzge-
bieten habenmüssen.

Älpli Gegenwind pocht damit
gemäss eigener Aussagen auf
ihr Recht auf Lärmschutz.
Seine Forderung stützt der
Verein auf ein eigenes Lärm-
gutachten, welches er 2019 in
Auftrag gegeben hat. Gemäss
Gutachten, das sich auf die
Lärmschutzverordnung des
Bundesamts für Umwelt stützt,
würde derWindpark die
erlaubtenDezibelwerte bei
38Wohnhäusern in der nähe-
renUmgebung überschreiten.

Es ist unbestritten, dass der
Kanton den Standort auf dem
Älpli in Krinau nochmals genau
prüfen und entsprechende
Messungen durchführenmuss.

Und daswill er auch: Im aktu-
ellen Richtplan (StandOktober
2023) ist festgehalten, dass im
Rahmen derNutzungsplanung
weitere Abklärungen erforder-
lich sind, sobald die genauen
Standorte derWindräder
bekannt sind.

Insbesondere sollen die Aus-
wirkungen desWindparks auf
das angrenzendeGebietHörn-
li-Bergland, das sich imBun-
desinventar der Landschaften
undNaturdenkmäler befindet,
geprüft werden.Weiter sollen
Massnahmen zumSchutz der
Brut- und Zugvögel sowie
Fledermäuse ausgearbeitet
werden.

Esmacht daher keinen Sinn,
eine Abstandsregelung – nota-

bene im kommunalen Bau-
recht – zu bestimmen, noch
bevor die vertieften Abklärun-
gen imGebiet Älpli überhaupt
erst begonnen haben.

Baldwird in der kantonalen
Richtplan-Anpassung entschie-
den, ob für die weitere Aus-
arbeitung derWindenergiean-
lagen in St.Gallen ein kantona-
ler oder ein kommunaler
Sondernutzungsplan zur
Anwendung kommt. Die
St.Galler Regierung schlägt
eine kantonale Lösung vor, da
bei denmeisten geplanten
Windpärken eine gemeinde-
übergreifendeKoordination
erforderlich seinwird. Die
Regierung hat im erstenQuar-
tal 2024 einen definitiven
Entscheid angekündigt, der

sich auf die Ergebnisse aus
demMitwirkungsverfahren
stützt, das von Juni bis Septem-
ber 2023 dauerte.

In derWindthematikmacht
nur ein kantonaler Sondernut-
zungsplan Sinn. Bei 15 der 17
Windeignungsgebieten im
Kanton St.Gallen geht die
Georegio AG in ihremGutach-
ten von einemProduktions-
potenzial von über 20Giga-
wattstunden im Jahr aus, sie
sind also von nationalem
Interesse. Hier eine kommuna-
le Lösung anzustreben, ist
kontraproduktiv, zumal sich
auch der geplanteWindpark
in Krinau aufGemeindeboden
vonWattwil, Bütschwil-Gan-
terschwil undMosnang be-
findet.

Kommt also der kantonale
Sondernutzungsplan, und
davon ist auszugehen, ist die
700-Meter-Abstandsregelung,
über die am4. Februar abge-
stimmtwird, wirkungslos.

Auch deshalbmuss die Ab-
standsinitiative abgelehnt
werden.Mit der klaren Forde-
rung, dass der Kanton seine
Hausaufgaben erledigt und
den Standort Krinau nochmals
aufHerz undNieren prüft.

Alain Rutishauser
alain.rutishauser@chmedia.ch

Auf dem Älpli in Krinau besteht Potenzial für bis zu sechs Windräder. Das Gebiet ist damit von nationalem Interesse. Symbolbild: Jean-Christophe Bott/Keystone


